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// ZEITUNG FÜR STUDIERENDE ● SOMMERSEMESTER 2018 //

Studierende der Universität Leipzig pro-
testi eren am 21.11.2017 auf dem Campus 
der Universität in Leipzig (Sachsen) gegen 
Rassismus, Sexismus, Islamophobie und 
Homophobie. Anlass dafür sind umstrit-
tene Tweets des Leipziger Jura-Professors 
Thomas Rauscher.

die rassisti sch wahrgenommen würden. Hessens Wis-
senschaft sminister Boris Rhein (CDU) forderte zum Fall 
Kutschera eine Prüfung seitens der Universität Kassel 
dahingehend, „ob der Professor als Beamter seine Pfl ichten 
dadurch verletzt hat, dass er sich (...) gegen homosexuelle 
Menschen geäußert hat“. Der Präsident der Universität 
Kassel, Professor Dr. Reiner Finkeldey, reagierte jedoch 
sehr zurückhaltend: „Von Mitgliedern der Universität sollen 
keine Äußerungen gemacht werden, von denen sich Men-
schen verletzt oder abgewertet fühlen.“

Studenti scher Protest
Auch von studenti scher Seite gab es Protest. In Leipzig 
organisierten Studierende eine Akti on unter dem Mott o: 
„Rauscher rausch ab!“ Sie demonstrierten in seiner Vorle-
sung, indem sie seine rechtspopulisti schen Tweets an die 
Wand projizierten und mit Flugblätt ern zum Boykott  der 
Rauscher-Vorlesungen aufriefen. Rauscher bezeichnete den 
Protest in seiner Vorlesung als „Nazi-Methode“. 
Die Hochschulleitung erhielt darüber hinaus eine Peti ti on 
zur Abberufung Rauschers mit rund 18.000 Unterschrift en. 
Gefordert wurde unter anderem die Absetzung Rauschers 
als Erasmus-Beauft ragter, eine Alternati vveranstaltung zu 
Rauschers „Pfl ichtübung ‚BGB für Fortgeschritt ene‘“ und 
mehr Transparenz im Umgang mit dem Fall. 
Der AStA der Universität Kassel veröff entlichte einen off e-
nen Brief, in dem Kutschera homophobe Äußerungen vor-
geworfen werden. Kutschera sei ein „bemitleidenswerter, 
hasserfüllter Mensch“, der nicht ertragen könne, dass sich 
die Gesellschaft  verändere. Außerdem solle sich die Hoch-
schulleitung „genau überlegen“, ob der Professor „weiterhin 
an dieser Hochschule lehren sollte“. Zudem veranstaltete 
der AStA ein „Regenbogen-Picknick“ auf dem Campus, um 
für Vielfalt und gegen Kutschera zu demonstrieren.

Machtvolle Sprecher*innenpositi onen
Die unter dem Deckmantel der Wissenschaft  öff entlichen 
rechtspopulisti schen Äußerungen sind gefährlich, vor 
allem im Kontext einer Nutzbarmachung für rechte Argu-
mentati onslinien. So publizierte Kutschera seine gender- 

// „Staatlich geförderte Pädophilie“ – so bezeich-
net Ulrich Kutschera, Professor für Pfl anzenphy-
siologie und Evoluti onsbiologie an der Universi-
tät Kassel, in einem Interview mit kath.net die 
Ehe für alle. Bereits in der Vergangenheit war 
Kutschera immer wieder durch anti -moderne 
Äußerungen zum Genderdiskurs aufgefallen. So 
seien die Genderwissenschaft en eine „feministi -
sche Sekte, die uns da ihren Unsinn aufdrückt“. 
Seine neuesten Unterstellungen gelten gleichge-
schlechtlichen Partnern, die Kinder adopti eren. 
Kutschera zufolge seien diese Kinder gefährdet, 
von ihren Eltern missbraucht zu werden – das sei 
evoluti onsbiologisch belegbar. //

An der Universität Leipzig löste Juraprofessor Thomas 
Rauscher mit seinen provokanten Tweets einen Sturm der 
Entrüstung aus. Seit Jahren hatt e Rauscher immer wieder 
mit Äußerungen wie „Es gibt keinen friedferti gen Islam“ 
provoziert. Mitt e November konnte man dann auf dem 
Twitt er-Account des Professors lesen: „Wir schulden den 
Afrikanern und Arabern nichts. Sie haben ihre Konti nente 
durch Korrupti on, Schlendrian, ungehemmte Vermehrung 
und Stammes- und Religionskriege zerstört und nehmen 
uns nun weg, was wir mit Fleiß aufgebaut haben.“ Anschlie-
ßend verlinkte er einen Arti kel der Süddeutschen Zeitung, 
der rechtsextreme Demonstrati onen am polnischen Unab-
hängigkeitstag themati sierte, und kommenti erte: „Polen: 
Ein weißes Europa brüderlicher Nati onen. Für mich ist das 
ein wunderbares Ziel!“
Dies sind nur einige Beispiele dafür, dass ein rassisti -
scher, rechtspopulisti scher Diskurs mit den ihm eigenen 
Argumentati ons- und Arti kulati onsweisen Einzug in das 
wissenschaft liche System der Universitäten gehalten hat.1 

Meinungsfreiheit oder Diskriminierung?
Die Hochschulleitung der Universität Leipzig verurteilte 
Rauschers Aussagen und gab an, dienstrechtliche Schritt e 
prüfen zu wollen. Zudem hieß es von Seiten der juristi schen 
Fakultät, sie missbillige die Verlautbarungen Rauschers, 

und homofeindlichen Äußerungen im compact-Magazin2, 
und Rauscher ließ sich in der ersten Folge der YouTube-
Sendung „Klartext mit Tillschneider“ des gleichnamigen 
AfD-Politi kers interviewen. Der professorale Status wird 
als eine Stellung wahrgenommen, deren Aussagen eine im-
plizierte Wahrheit zugesprochen wird. Diese vermeintliche 
Wahrheit kann Rechtsaußenpoliti ker*innen eine diskursive 
Macht verleihen, da sie ihre rechten Positi onen stützt.

Und jetzt?
Um der Gefahr der Nutzbarmachung pseudowissenschaft -
lichen rechtspopulisti schen Gedankenguts zu begegnen, 
dürfen zunächst die Proteste an den Universitäten nicht 
abebben. Alle Statusgruppen müssen sich gemeinsam 
gegenüber der Hochschulleitung dafür stark machen, dass 
diskriminierenden und rechtspopulisti schen Äußerungen 
an der Hochschule kein Raum gegeben wird und eine 
Überprüfung der rechtlichen Interventi onsmöglichkeiten 
erfolgt. Zudem sollte von wissenschaft licher Seite auf 
eine Dekonstrukti on der vermeintlich wissenschaft lichen 
Fakten der Rechtspopulisten hingewirkt werden, sodass 
die propagierte „Wahrheit“ widerlegt oder deutlich als 
Meinungsmache demaskiert werden kann. Hochschulen als 
demokrati sche Insti tuti onen müssen zeigen, dass fl ächen-
deckend keine Akzeptanz für homophobe, rechtsnati onale 
und in anderer Form diskriminierende Positi onen besteht.

Friederike Thole gehört zum Sprecher*innen-Team des 
Landesausschusses der Studenti nnen und Studenten in 
der GEW Nordrhein-Westf alen und ist Promovendin an der 
Universität Kassel, Sarah Wedde ist Promovendin in der 
Historischen Bildungsforschung an der Universität Kassel

Anmerkungen
1  Die genderfeindlichen Aussagen von Kutschera sind deshalb einem 

rechtspopulisti schen Diskurs zuzuordnen, da sie in Bezug auf Gleich-
berechti gung von Männern und Frauen rückwärtsgewandt sind und 
nicht heteronormati ve Lebensweisen ablehnen.

2  Herausgegeben von Jürgen Elsässer, kann durch die verschwörungstheo-
reti schen Inhalte einem rechtspopulisti schen Diskurs zugeordnet werden.
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Never again!
Mit politischer Bildung dagegen halten
Das Konzept für die Kampagne „Never again!“ wurde 
im Arbeitskreis politische Bildung des freien zusam-
menschlusses von student*innenschaften (fzs e. V.), 
dem bundesweiten überparteilichen Dachverband der 
Student*innenschaften, erarbeitet. Im Vordergrund 
der Kampagne steht die politische Bildung, die sich 
schwerpunktartig mit drei Bereichen auseinander-
setzt: Erstens eine konsequente Aufarbeitung der 
Vergangenheit und der Zusammenhänge studenti-
scher Politik mit dem Nationalsozialismus. Zweitens 
kritisches Beleuchten auf theoretischer Ebene auch 
der gesellschaftlichen Bedingungen, die autoritäre 
und faschistische Tendenzen ermöglichen. Drittens die 
Diskussion über aktuelle rechte Strukturen.
„Never again!“ fand seinen Auftakt im erfolgreichen 
studentischen Winterkongress des fzs. Dieser beschäf-
tigte sich unter anderem mit Faschismustheorien, 
nationalsozialistischen Student*innen in der Weimarer 
Republik, „Erziehung nach Auschwitz“ und der soge-
nannten „Neuen Rechte“. Im Januar 2019 werden bis 

zum 27. Januar, dem Tag der Befreiung von Auschwitz, 
bundesweit an mehreren Orten Veranstaltungen 
stattfinden. 

Aktiv werden
Alle Interessierten sind herzlich dazu eingeladen und 
aufgerufen, mit uns aktiv zu werden und sich bei uns 
zu melden. Für die Aktionstage steht eine umfang-
reiche Themen- und Referent*innensammlung zur 
Verfügung. Es gibt bearbeitbare Designvorlagen und 
wir bieten Hilfe beim Gruppenaufbau und in der Orga-
nisation der Veranstaltungen. Sehr gerne kommen die 
bereits Aktiven auch zu einer Vorstellung der Kampag-
ne an eurer Hochschule vorbei. 

Tobias Eisch ist Vorstandsmitglied im freien  
zusammenschluss von student*innenschaften (fzs) und 
studiert European Studies an der Universität Passau

// Die gesellschaftlichen autoritären Zuspit-
zungen treten immer spürbarer auch an den 
Hochschulen zu Tage. Campus-Alternativen 
werden gegründet, die AfD gewinnt an Ein-
fluss, Burschenschaften wachsen und die 
„Identitäre Bewegung“ tritt immer gewaltvol-
ler auf. Diesen rechten Strukturen entgegen-
zuwirken, ist Ziel der Kampagne „Never again! 
– Aktionstage gegen autoritäre und faschisti-
sche Tendenzen“. //

„Never again!“, diese Forderung impliziert bereits, 
dass das, was einmal geschehen ist, auch wieder 
passieren kann. Das bedeutet keineswegs, bestehende 
Verhältnisse mit dem Nationalsozialismus oder der 
Weimarer Republik gleichzusetzen. Vielmehr geht 
es darum, dass Auschwitz beispielsweise nicht aus 
dem Nichts kam, sondern Resultat gesellschaftlicher 
Prozesse war. Die Forderung „Nie wieder Auschwitz!“ 
verlangt folglich, alle gesellschaftlichen Verhältnisse 
entlang dieser Maxime auszurichten.

Studierende aktiv gegen autoritäre und faschistische Tendenzen

„Identitäre“ sind die 
neuen Rechten

deshalb wählten sie die direkte Nachbarschaft zum 
Campus der Universität Halle, um durch weitere Pro-
vokationen auf sich aufmerksam zu machen und die 
Studierenden mit ihrer Propaganda zu erreichen. Denn 
fest steht: Obwohl die Gruppe der „Kontrakultur“ 
nach Angaben von unabhängigen Expert*innen nicht 
mehr als 15 bis 20 Personen zählt, schafft sie es immer 
wieder, überproportional viel Aufmerksamkeit auf 
sich zu ziehen. Durch teilweise infantile Aktionen und 
selbstverliebte Videoproduktionen, die anschließend 
auf einschlägigen Social-Media-Accounts verbreitet 
werden, haben sie sich überregional bereits einen sehr 
polarisierenden Namen gemacht. 
Bei den Aktivist*innen handelt es sich teilweise um 
gefährliche Personen: Einige haben eine eindeutig 
rechtsextremistische Vergangenheit bei NPD und 
Kameradschaften, was sich bereits in diversen Situati-

onen zeigte. So tauchten die üblichen Vertreter*innen 
der „Kontrakultur“ beispielsweise am 12. Juni 2017 in 
Halles größter Mensa auf und bedrohten zwei friedli-
che Personen, die sie als politische Gegner identifizier-
ten. Hierbei traten sie äußerst martialisch auf, trugen 
Quarzhandschuhe, die als gefährliche Bewaffnung 
gelten, und hatten wohl auch ein Messer dabei. Dabei 
zeigte sich die typische Rollenverteilung innerhalb der 
IB-Bewegung: Während die männlichen Mitglieder 
drohten und drängten, hatte das einzige weibliche 
Mitglied der Gruppe die Aufgabe, den Angriff zu 
filmen, um diesen später vermutlich als wieder einmal 
großen Erfolg in den sozialen Medien zu präsentieren. 
Das Video wurde aber anscheinend bisher nicht veröf-
fentlicht. Erst gerufene Polizeikräfte konnten die Nazis 
abdrängen und deren Bewaffnung sicherstellen.

Gewalt und antifaschistische Erwiderung
Doch nicht nur für vermeintlich politische Gegner*
innen stellt das immer selbstbewusstere Auftreten der 
„Identitären“ eine Bedrohung dar: Nach dem Protest 
Hallenser Studierender gegen die Hausbewohner*innen 
rasteten zwei männliche Bewohner aus und griffen, be-
waffnet mit Schutzschildern, Helmen und Baseballschlä-
gern, wahllos Personen in der Umgebung des Hauses 
an, die sie für Protestierende hielten. Hierbei konnte 
ihre Wahl der Opfer nicht falscher sein: Sie attackierten 
zwei Polizisten in Zivil mit Pfefferspray, die zum Schutz 
des Hauses in dessen Umgebung positioniert worden 
waren. Die beiden Beamten konnten sich erst mit dem 
Ziehen ihrer Dienstwaffen vor den beiden Nazis vertei-
digen, die daraufhin festgenommen wurden.
Ob sich solche brenzligen Szenen in der Saalestadt in 
Zukunft wiederholen, wird vor allem von der Konse-
quenz der zivilgesellschaftlichen und antifaschistischen 
Gruppen in Halle abhängen. Auch in anderen Städten in 
Deutschland und ganz Europa muss sich zeigen, wie am 
besten sowohl gegen die physische Bedrohung als auch 
die diskursiven Verschiebungen der menschenfeindlichen 
„Identitären Bewegung“ vorgegangen werden kann. 

Adrian Weiß ist aktiv in der GEW-Hochschulgruppe an 
der Universität Leipzig und studiert dort Lehramt

// Die Studierenden in Halle (Saale) haben 
direkt neben ihrem Campus ein Wohnprojekt 
der unangenehmen Art zu ertragen: Die 
„Identitäre Bewegung” (IB), präziser deren 
lokaler Ableger „Kontrakultur”, haben sich  
im Frühjahr 2017 mit finanzieller Hilfe des 
neurechten Netzwerks „1 Prozent“ ein vier-
stöckiges Altbauhaus gekauft. In diesem 
wollen sie nach eigenen Angaben ein „Leucht-
turmprojekt“ einrichten, das nicht zufällig  
am Campus der geisteswissenschaftlichen 
Fakultät liegt. // 

Strategie und Bedrohung
Die Bewohner*innen des Hauses sehen sich als Nukleus 
einer zukünftigen rechten Bewegung, die den politi-
schen Konsens der BRD vor sich her treiben will. Wohl 

Nazi-Altbau neben dem Campus

Blogge mit: www.never-again.blog

1000 Menschen demonstrieren gegen ein Haus der „Identitären Bewegung“ in Halle.
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Seid politi sch! Ein Appell an die 
Politi sierung des Wohnens
// Zu Hause ist es doch am schönsten. In der 
eigenen Wohnung. Das ist mein ganz eigener 
privater Raum. Hier kann ich mich zurückzie-
hen von der Welt da draußen, einer durch und 
durch politi schen. //

Es gilt die Annahme: Das Zuhause sei privat und 
unpoliti sch. Hier wird am WG-Tisch zwar über alles 
Mögliche diskuti ert, über die letzte Demo und welchen 
Redebeitrag man besonders gut fand. Über sexisti sche 
Ausfälle von Dozent*innen oder Mitstudierenden oder 
über die letzten rassisti schen oder homofeindlichen 
Akti onen irgendwelcher Trott el. Dann brainstormt man 
gemeinsam, was dagegen getan werden müsste oder 
verabredet gleich eine kleine Gegenakti on. Ab und 
zu wird auch darüber gehatet, was der Vermieter im 
letzten Brief schon wieder wollte und dass die letzte 
Nebenkostenabrechnung auch irgendwie komisch 
war. Leider wird hier viel zu selten eine Gegenakti on 
verabredet oder auch nur darüber nachgedacht. Aber 
warum eigentlich? Ließen sich die Probleme nicht viel 
besser gemeinsam lösen?
Dieser Umgang mit den Schwierigkeiten mit Ver-
mieter*innen, mit zu teuren Wohnungen, mit schlech-
ter infrastruktureller Anbindung etc. sei eine rein 
persönliche und nicht politi sche Problemlage, heißt es. 
Doch das ist falsch. Wir müssen anfangen, diese Pro-
bleme als die politi schen zu verstehen, die sie sind. 

Keine Einzelfälle
Wer kann sich heute noch eine Wohnung in der 
Innenstadt oder in der Nähe des Campus oder der 
Arbeitsstätt e leisten? Statt dessen wohnen viele weit 
außerhalb der Stadtzentren oder gleich im Nachbarort. 
Für viele Student*innen reicht der Wohnzuschuss 
aus dem BAföG schon lange nicht mehr. 250 Euro im 
Monat sind in fast allen Studistädten viel zu wenig, in 
den meisten Großstädten ist das ein schlechter Scherz. 
Die meisten Student*innen müssen, um sich ihr Leben 
leisten zu können, zusätzlich arbeiten oder Verwandte 
anpumpen. Man braucht keine weitere Experti se um 
zu erkennen: die mangelnde Unterstützung trifft   vor 
allem Student*innen, die keine großen Zuschüsse von 
den Eltern erwarten können.
Aber nicht nur Studierende leiden unter dieser Woh-
nungspoliti k, viele andere gesellschaft liche Gruppen 
werden von der aktuellen Politi k ebenfalls vernachläs-
sigt. Geringverdiener*innen etwa oder Menschen, die 
sowieso schon auf staatliche Unterstützungsleistungen 
angewiesen sind, müssen sich mit Wohnungen zufrie-
den geben, die in ihrem geringen fi nanziellen Rahmen 
möglich sind, die aber wenig mit ihren Vorstellungen 
oder angemessenen Wohnverhältnissen zu tun haben. 
Familien oder Alleinerziehende können sich keine 

Wohnungen mit separaten Kinderzimmern leisten, 
in denen Platz zum Spielen wäre. Menschen, die auf 
staatliche Unterstützung angewiesen sind, bekommen 
sogar vorgeschrieben, wie groß ihre Wohnungen 
sein dürfen. Auszubildende oder ältere Menschen, 
die mit einer geringen Ausbildungsvergütung bzw. 
einer spärlichen Rente auskommen müssen, können 
dadurch häufi g nicht frei über ihren Wohnort entschei-
den. Auszubildende werden gegebenenfalls weiter 
an Elternhaus und Wohnort gebunden, obwohl sie 
sich vielleicht gern von dort emanzipieren möchten. 
Rentner*innen können gegebenenfalls nicht selbst be-
sti mmen, wo und wie sie ihre Zeit nach der Lohnarbeit 
verbringen möchten. Dabei hat jede*r den Anspruch 
auf ein schönes Leben, und das beinhaltet eben auch 
die Wohnung. Das bedeutet, eine tatsächliche Auswahl 
zwischen Wohnungen und dem Wohnort zu haben. 
Statt dessen nimmt die Segregati on ärmerer Menschen 
immer mehr zu.
Ökonomisch schlechte Situati onen sind also ein 
Grund für systemati sche Benachteiligung auf dem 
Wohnungsmarkt. Ein anderer Grund ist der alltägliche 
Rassismus, der Menschen, die einen „fremden“, 
ethnischen, kulturellen oder religiösen Hintergrund 
haben oder zugeschrieben bekommen, widerfährt. So 
schreibt die Anti diskriminierungsstelle des Bundes in 
einer Studie zur Diskriminierung aufgrund (zugeschrie-
bener) Religionszugehörigkeit: „Es erhalten nur etwa 
18 Prozent der muslimischen oder jüdischen gegen-
über 58 Prozent der christlichen mehrheitsdeutschen 
Testerinnen eine Wohnungszusage.“1 Ähnlich sind die 
Ergebnisse für Menschen mit zugeschriebenem oder 
tatsächlichem Migrati onshintergrund. Insbesondere 
Gefl üchtete sind, teilweise sogar staatlich gesteuert, 
diesen Rassismen ausgeliefert. In Bamberg befi ndet 
sich beispielsweise die Aufnahmeeinrichtung Ober-
franken, in der bis 3.4002 Gefl üchtete untergebracht 
werden. Die Einrichtung befi ndet sich am Rand der 
Stadt und ist infrastrukturell schlecht angebunden, ein 
Musterbeispiel für die Segregati on von Gefl üchteten 
an die Stadtränder. 
Insgesamt zeigt sich, wie die ökonomische Situati on 
und die auf die Wohnverhältnisse auswirkende Benach-
teiligung sich gegenseiti g beeinfl ussen und zusammen-
wirken. So sind beispielsweise Gefl üchtete fi nanziell 
abhängig, wodurch sich die ökonomische Situati on und 
rassisti sche Vorurteile zu einem Pro blemkomplex bei 
der Wohnungssuche verschränken. Diese Erkenntnis 
bedeutet vor allem, die Gründe für diese Missstände 
gemeinsam und solidarisch zu bekämpfen und sich 
nicht gegenseiti g ausspielen zu lassen.
Die Ausgrenzung von Menschen aufgrund ihres 
sozialen Status oder der Gesellschaft  innewohnende 
Rassismen befeuern gesellschaft liche Spaltungen, 

und das nicht zufällig, sondern systemati sch. Die 
Lösungsvorschläge sind vielfälti g, von der Forde-
rung nach funkti onierenden Mietpreisbremsen und 
mehr sozialem Wohnungsbau über mehr Geld für 
Student*innenwohnheime oder der Erhöhung von 
Wohnzuschüssen bis hin zu Sensibilisierung von „Gate-
keepern“ auf dem Wohnungsmarkt und der Themati -
sierung von Rassismus allgemein. 
Warum aber ist es essenti ell, dass wir unsere Wohn-
verhältnisse grundsätzlich in Frage stellen und politi -
sieren? 

Politi siert euch: Bildet Banden!
Die Probleme sind systemati sch. Zuschüsse zu erhöhen 
oder Gesetze zu ändern, kann nur ein erster Schritt  
sein. Weitere Schritt e können nur erreicht werden, 
wenn der öff entliche Druck ausreicht. Druck auf 
politi sche Verhältnisse wird aber nicht durch einzelne 
Appelle an Autoritäten erreicht. Die Analyse muss wei-
tergehen. Segregati on befeuert soziale Missstände auf 
vielen Ebenen, das ist nicht nur ein Problem der Ent-
fernung zum Stadtzentrum. Wir müssen viele weitere 
Fragen stellen: Was ist mit gesellschaft licher Teilhabe? 
Wie kann am kulturellen Leben einer Stadt teilgenom-
men werden, wenn dieses nur im Zentrum stattf  indet 
und die Randbezirke schlecht angebunden sind? Wir 
brauchen überall Möglichkeiten zur Teilhabe! 
Was ist mit unserem Bildungssystem, bei dem das 
mehrgliedrige Schulsystem nicht nur nach „Leistung“ 
(was schon schlimm genug ist), sondern auch nach 
Wohnort einteilt? Warum sind Gymnasien und Ge-
samtschulen auf die Viertel einer Stadt bzw. zwischen 
Stadt und ländlichen Regionen verteilt, wie sie sind? 
Wir brauchen überall gute Bildungsangebote!
Was ist mit Solidarität, wenn verschiedene Gruppen 
systemati sch gegeneinander ausgespielt werden? 
Warum heißt es Studierendenwohnheim oder Sozial-
wohnungen? Warum heißt es Altenheim oder Unter-
kunft  für Gefl üchtete? Wir brauchen Wohnraum für alle!
Wir müssen Druck aufb auen, dieser muss von politi -
sierten, die Verhältnisse hinterfragenden Menschen 
ausgehen.

Konstanti n Korn ist Vorstandsmitglied im freien 
zusammenschluss von student*innenschaft en (fzs) 
und studiert Lehramt an der Universität Marburg

Anmerkungen
1  ADS 2015: Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Strategien zum 
Nachweis rassisti scher Benachteiligungen. Eine Experti se im Auft rag der 
Anti diskriminierungsstelle des Bundes, S. 65 

2  Regierung von Oberfranken: www.regierung.oberfranken.bayern.
de/buerger_und_staat/migranten/ae_oberfranken/index.php#links 
(abgerufen: 21.1.2018)
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Wohnverhältnisse in Frage stellen

Das Centro Financiero Confi nanzas, auch Torre de David (deutsch Turm des David) genannt, ist das dritt höchste Gebäude Venezuelas und befi ndet sich in der Hauptstadt Caracas.
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Ohne Seiteneinsteiger*innen geht 
es nicht mehr!

Lehrkräfte ohne Lehramtsausbildung, sogenannte 
Seiteneinsteiger*innen, verpflichtet wurden. Mit dem 
Andauern der Flüchtlingskrise hat sich das Problem um 
eine Komponente erweitert: Geflüchtete Kinder und 
Jugendliche benötigen nicht nur einen Platz in irgendei-
ner Schule, sondern verdienen, um Anschluss zu finden, 
eine besonders intensive Betreuung sowie qualitativ 
hochwertigen Unterricht in Deutsch als Zweit- und 
Fremdsprache, denn nur so kann diesen Schüler*innen 
eine wirkliche Perspektive gegeben werden.

Wettbewerb der Bundesländer
Der anhaltend hohe Bedarf an neuen Lehrkräf-
ten lässt die Bundesländer so manch umstrittene 
Maßnahme ergreifen. Stundenweise Abordnungen 
an eine zweite oder gar dritte Schule, Einsatz von 
Gymnasiallehrer*innen an Grundschulen und an-
dere Notmaßnahmen müssen schon im Schuldienst 
befindliche Lehrer*innen bereits seit einiger Zeit 
verkraften. Neben der hohen Anzahl an verpflichte-
ten Seiteneinsteiger*innen versucht zum Beispiel 
Sachsen, abgelehnte Bewerber*innen aus Bayern 
mit Gehaltsprämien im hohen dreistelligen Bereich 
anzulocken. Derartige Maßnahmen bringen wenig 
und führen am Ende nur zu Frustration bei den schon 
jahrelang tätigen Kolleg*innen. Auch die in einigen 

Bundesländern längst in der Mottenkiste versenkte 
Lehrer*innenverbeamtung wird wieder auf den Plan 
gerufen. Eines steht jedoch fest: Die Nachfrage über-
steigt das Angebot um Größenordnungen.

Lücken schließen
Da die aktuell bestehenden Ausbildungskapazitäten 
nicht einmal ausreichen, um den altersbedingten 
Schwund zu ersetzen, wird es in den kommenden Jahr-
zehnten nicht ohne Seiteneinsteiger*innen gelingen, 
den Unterricht an deutschen Schulen abzusichern. 
In Sachsen hat schon jetzt mehr als die Hälfte der 
neu eingestellten Lehrkräfte kein Lehramtsstudium 
absolviert. Seiteneinsteiger*innen verfügen in der 
Regel über ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
aber eben über ein Fachstudium ohne pädagogische 
oder didaktische Inhalte. Abhängig vom vorhande-
nen Studienabschluss und der Schulart werden die 
neu eingestellten Lehrkräfte sofort im Schuldienst 
eingesetzt und nebenberuflich weitergebildet oder 
durchlaufen erst eine Nachqualifizierung, bevor sie vor 
die Klasse treten. Gerade der unvorbereitete Einstieg 
in den Unterricht gleicht einem Sprung ins kalte Was-
ser, der so manche*n an die Grenzen seiner bzw. ihrer 
Belastbarkeit führen kann. Auch die Schüler*innen, die 
mit Lehrkräften ohne pädagogische und didaktische 
Ausbildung konfrontiert werden, leiden möglicher
weise nicht nur kurzfristig unter diesem Umstand. 
Wissenslücken, die durch mangelnde didaktische 
Aufbereitung des Stoffes entstehen, können später 
für Probleme sorgen. Nicht zuletzt die bereits an den 
Schulen tätigen Lehrer*innen werden durch die Ein-
stellung von Seiteneinsteiger*innen gefordert. Neben 
ihrer gewöhnlichen Unterrichtstätigkeit müssen sie die 
Einarbeitung ihrer neuen Kolleg*innen schultern und 
für den Fall, dass jemand dem Druck nicht standhält 
und hinwirft, auch noch die zu vertretenden Fehlstun-
den absichern.

Gewerkschaftliche Unterstützung gefragt
Die aktuellen Zustände mit „Wir haben es euch doch 
gesagt!“ zu kommentieren und vor dem drohenden 
Qualitätsverlust zu warnen, ist sicher naheliegend und 
berechtigt, dennoch sollte sich die gewerkschaftliche 
Arbeit in den kommenden Jahren vor allem an konst-
ruktiven Zielen orientieren: Um auch Lehrkräften ohne 
pädagogischem Studienabschluss einen guten Einstieg 
ins Berufsleben als Lehrer*in zu ermöglichen, sollten 
wir als Gewerkschaft gegenüber der Politik dafür 
einstehen, dass Seiteneinsteiger*innen adäquate Qua-
lifizierungsangebote zur Verfügung stehen, mit deren 
Hilfe sie ihre Lücken im pädagogischen Bereich schnell 
füllen können. In ihren „Leitlinien für eine innovative 
Lehrer_innenbildung“ macht sich die GEW für das 
„Anrecht auf eine berufsbegleitende und vom Staat 
finanzierte Qualifikation in ein Lehramt“ stark. Darüber 
hinaus sind Seiteneinsteiger*innen Kolleg*innen, die 
mit ihrer hohen Zahl zukünftig einen nicht zu vernach-
lässigenden Anteil der Lehrkräfte darstellen werden. 
Auch diese potenziellen Gewerkschaftsmitglieder 
sollten wir willkommen heißen und nach Kräften 
unterstützen, anstatt sie mit pauschalisierter Kritik vor 
den Kopf zu stoßen, denn sie bilden ein erhebliches 
Organisationspotenzial. Schlussendlich sollte sich die 
GEW dafür einsetzen, dass alle Lehrkräfte, egal ob mit 
oder ohne Lehramtsstudium, unter angemessenen w 
und mit einer gerechten Entlohnung arbeiten können 
und für diese Arbeit auch eine entsprechende Wert-
schätzung erfahren.

Bernd Hahn ist Sprecher des Landesausschusses der 
Studentinnen und Studenten in der GEW Sachsen und 
studiert Chemie an der Technischen Universität Chemnitz

// In Deutschland gibt es immer mehr schul-
pflichtige Kinder; eine Entwicklung, die vorher-
zusehen war und die sich durch krisenbedingte 
Migration noch verstärken wird. Die Ausbil-
dungskapazitäten für angehende Lehrer*innen 
wurden jedoch nicht rechtzeitig erweitert.  
Nun herrscht deutschlandweit ein Mangel an 
Lehrkräften – und es wird schlimmer werden. //

Laut Statistischem Bundesamt waren an deutschen 
Schulen im Schuljahr 2014/15 reichlich 660.000 
Lehrer*innen beschäftigt, ihnen gegenüber drückten 
knapp 8,5 Mio. Schüler*innen die Schulbank, Tendenz 
steigend. Während die Anzahl der schulpflichtigen Kin-
der von Jahr zu Jahr anwächst, wird in den kommenden 
15 Jahren mehr als jede*r dritte Lehrer*in aus Alters-
gründen in den Ruhestand gehen. Die Personaldecke 
an den Schulen wird so immer dünner und ist nun in 
einigen Bundesländern bereits gerissen. Mit Beginn des 
aktuellen Schuljahres waren nach Informationen der 
Süddeutschen Zeitung bundesweit ca. 3.300 Stellen für 
Lehrer*innen unbesetzt. Besonders prekär stellt sich die 
Lage in Nordrhein-Westfalen dar, wo über 2.000 Stellen 
zu Schuljahresbeginn offen waren. Andere Bundes-
länder wie zum Beispiel Sachsen oder Berlin konnten 
ihre freien Stellen nur vergeben, weil massenweise 

Eklatanter Lehrer*innenmangel mit Ansage
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Nicht nur Unterrichtsausfall ist eine Folge des Lehrer*innenmangels.
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Studentische Beschäftigte der Berliner 
Hochschulen traten am 17.01.2018 in 
einen ganztägigen Warnstreik.

Verbeamtung – Allheilmittel oder  
Placebo gegen Lehrer*innenmangel?

Kommentar
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// In der sächsischen Regierungskoalition wird 
zwischen CDU und SPD derzeit heftig über die 
Einführung der Verbeamtung von Lehrkräften 
gestritten. Kein Allheilmittel, sondern ein 
Placebo gegen den Lehrer*innenmangel, 
meinen Tina Bauer und Bernd Hahn vom 
Landesausschuss der Studentinnen und Studen-
ten in der GEW Sachsen. //

Bisher werden in Sachsen lediglich Schulleiter*innen 
und ihre Vertretungen verbeamtet. Die Verbeamtung 
von Lehrkräften schien noch vor Monaten unmöglich, 
doch angesichts des unübersehbaren Mangels an neu 
ausgebildeten Lehrer*innen präsentiert die sächsische 
CDU die Verbeamtung von Lehrer*innen als Wunder-
mittel im Wettbewerb um Lehramtsabsolvent*innen. 
Dass von einer Verbeamtungswelle auf Grund der 
bestehenden Regelungen nur ein verschwindend ge-
ringer Anteil der bereits beschäftigten Lehrkräfte pro-
fitieren würde, wird dabei unter den Teppich gekehrt.
Auch wenn die Entlohnung von nicht verbeamteten 
Lehrkräften angehoben würde, so sind die finanzi-
ellen Vorteile einer Verbeamtung für die einzelnen 
Lehrer*innen nicht von der Hand zu weisen. Sowohl 
während der aktiven Dienstzeit als auch im Ruhestand: 
Lehrkräfte mit Beamtenstatus haben am Ende des 
Monats netto mehr auf dem Konto als ihre nicht verbe-
amteten Kolleg*innen. Für das Land als Dienstherrn ist 
eine Verbeamtung der Lehrer*innen ein zweischnei-
diges Schwert. Staatsdiener*innen können leichter 
versetzt und abgeordnet werden als ihre angestellten 
Kolleg*innen, sodass kurzfristig auf Engpässe und Un-
gleichverteilung zwischen einzelnen Regionen reagiert 
werden kann. Gerade in strukturschwachen Regionen, 
wie dem Erzgebirge oder der Lausitz, könnte so dem 
Mangel an Fachlehrer*innen gegenüber den Ballungs-

Die Verbeamtung von Lehrkräften entpuppt sich bei 
genauerer Betrachtung keinesfalls als Allheilmittel – im 
Gegenteil! Es werden mehr Probleme geschaffen als 
Lösungen gefunden. Die CDU-Fraktion im sächsischen 
Landtag erhofft sich durch die Verbeamtung von neu 
einzustellenden Lehrer*innen, für Absolvent*innen 
von Lehramtsstudiengängen als Arbeitsort attraktiver 
zu werden und damit einen Wettbewerbsvorteil im 
bundesweiten Kampf um Nachwuchs zu bekommen. 
Tatsache ist jedoch: Weder in Sachsen noch in der 
gesamten Bundesrepublik sind die in den kommenden 
Jahren zu erwartenden Absolvent*innenzahlen in 
Lehramtsstudiengängen auch nur annähernd ausrei-
chend, um die schon jetzt eklatanten Lücken in der 
Personaldecke des deutschen Schulwesens zu schlie-
ßen. Das Problem des allgemeinen Personalmangels 
wird bestenfalls verlagert. Selbst wenn sich auf diesem 
Wege einzelne für eine Tätigkeit an einer sächsischen 
Schule begeistern ließen, so werden die strukturel-
len Nachteile keineswegs verbessert. Auch ein*e 
verbeamtete*r Lehrer*in spürt die Auswirkungen von 
zu großen Klassen, schlechter Ausstattung und baufäl-
ligen Schulgebäuden. Um dem Lehrer*innenmangel 
dauerhaft zu begegnen, bedarf es keiner politischen 
Showeinlage, sondern nachhaltiger Investitionen in die 
Lehrer*innenbildung, die Ausstattung der Schulen und 
nicht zuletzt in eine Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen.

Bernd Hahn ist Sprecher des Landesausschusses der Stu-
dentinnen und Studenten in der GEW Sachsen (LASS) und 
studiert Chemie an der Technischen Universität Chemnitz
Tina Bauer ist Mitglied des LASS-Teams in der GEW Sach-
sen und studiert Grundschullehramt an der Technischen 
Universität Chemnitz

zentren besser als bisher begegnet werden. Mit Blick 
auf schlechte Arbeitsbedingungen haben Beamt*innen 
weniger Möglichkeiten, sich gegen den Arbeitgeber 
zu wehren. Um diesen strukturellen Nachteil der 
Beamt*innen auszugleichen, klagt die GEW aktuell vor 
dem Bundesverfassungsgericht gegen das Streikver-
bot für Lehrkräfte, die keine hoheitlichen Aufgaben 
wahrnehmen. Nach der mündlichen Verhandlung am 
17. Januar wird ein Urteil in den nächsten Monaten 
erwartet. 

Die massenweise Verbeamtung von Lehrkräften wird 
die öffentlichen Haushalte stärker belasten, zumindest 
langfristig. Nicht nur die höheren Ausgaben für Be-
soldung und Versorgung schlagen zu Buche, sondern 
auch die nicht gerade knappen Rückstellungen für 
die Pensionszahlungen an aus dem Dienst ausge-
schiedene Kolleg*innen binden finanzielle Mittel über 
Jahrzehnte. Für die bzw. den einzelne*n Lehrer*in 
mag die bessere Entlohnung im ersten Augenblick 
als großes Plus wirken, doch geht sie damit einher, 
trotz Personalvertretung und Klagemöglichkeit dem 
Dienstherrn letztlich auf Wohl und Wehe ausgeliefert 
zu sein. Die Kürzungen bei der Jahressonderzahlung 
und die nur anteilige Übertragung der Abschlüsse für 
die Tarifbeschäftigten auf die Beamt*innen in anderen 
Bundesländern zeigen, dass die Kraft der Beamt*innen 
nicht ausreicht, um sich gegen Arbeitgeberwillkür 
ausreichend zur Wehr setzen zu können. Mit Blick 
auf das Lehrer*innenkollegium im Ganzen führt die 
Verbeamtung von Lehrkräften vor allem zu einer Zwei-
klassengesellschaft im Lehrer*innenzimmer. Mit einer 
solchen Maßnahme würden die älteren Lehrer*innen 
nachträglich für ihr Engagement mit Nichtachtung ge-
straft und nicht zuletzt die Unzufriedenheit unter dem 
Lehrpersonal weiter vorangetrieben.
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Zum aktuellen Streit um Zivilklauseln
Bevormundung“5 sei. Die Hochschulen könnten ja auch 
so weiter Friedensforschung betreiben. Angesichts 
dieses Argumentes herrscht vielerorts Sprachlosigkeit, 
obwohl es kaum Befürworter*innen dieser Streichung 
gibt. Zu tief sitzt die klassisch-liberale Vorstellung des 
„genialen Forschers“, der integer über den Konflikten 
der Welt steht und in seiner Freiheit höchstens durch 
Gesetze eingeschränkt werden kann. Zu wenig wird 
sich an den Hochschulen gemeinsam damit ausein-
andergesetzt, was es für die eigene Arbeit bedeutet, 
wenn die EU-Kommission seit 2017 Drittmittelgetriebe-
ne Wissenschaftler*innen mit einem neuen Programm 
„zur Förderung der gemeinsamen Forschung zu 
innovativen Verteidigungstechnologien“ lockt, das bis 
2020 auf ein Volumen von jährlich 500 Millionen Euro 
wachsen soll.6

Gesetzliche Ermutigung
Eine Friedensklausel im Hochschulgesetz dient aber 
nicht nur der Abwehr, die Hochschulen für Krieg und 
Zerstörung zu vereinnahmen. Vielmehr geht damit 
auch eine Verpflichtung der Landesregierungen einher 
(z. B. durch personelle Ausstattung), die Rahmenbe-
dingungen dafür zu schaffen, dass die Hochschulen 
tatsächlich zum Frieden beitragen können. Immerhin 
ist etwa im NRW-Hochschulgesetz die Aufgabe, „zu 
einer nachhaltigen, friedlichen und demokratischen 
Welt“ beizutragen, mit der „Gewinnung wissenschaft-
licher Erkenntnisse sowie der Pflege und Entwicklung 
der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium, 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und 
Wissenstransfer“ auf gleicher Ebene angesiedelt.
Inzwischen (die Friedensklausel existiert seit 2014) 
fordern die Hochschulen diese Rahmenbedingungen für 
Friedensforschung mit zunehmendem Selbstbewusstsein 
ein. So begründen die meisten Hochschulen, die bislang 
gegen die in NRW ebenfalls geplanten Studiengebüh-
ren für nicht-EU-Ausländer*innen Stellung genommen 
haben, diese Position maßgeblich mit ihrem Friedens-
auftrag. Die Deutsche Sporthochschule Köln schreibt 
etwa: „Damit die Hochschulen zu einer nachhaltigen, 
friedlichen und demokratischen Welt beitragen können, 
ist der wissenschaftliche Austausch auf internationaler 
Ebene – in Forschung und Lehre – zentral.“7

Zeit, über die Stränge zu schlagen
Die Hochschulgesetz-Novellen seit den Bildungsstreiks 
2009 und 2011, bei denen die Studierendenbewe-
gung erstmals für Zivilklauseln stritt, stärkten im 
Wesentlichen die fortschrittlichen und humanistischen 

Kräfte innerhalb der Hochschulen. Dies geschah zwar 
in unzureichendem Maße. Dennoch hat es offenbar 
dazu beigetragen, dass einige Hochschulen mit 
humanistischem und internationalistischem Impetus 
z. B. durch die genannten Stellungnahmen gegen 
Studiengebühren in öffentliche Debatten eingreifen. 
Und wer genauer hinsieht, stellt fest, dass ehemals 
die als Hobby einzelner betriebenen Aufklärungs-
projekte etwa über die verheerenden Auswirkungen 
deutscher Waffenexporte oder die Militarisierung der 
Sicherheitspolitik mittlerweile zu selbstbewusst ver-
tretenen Gemeinschaftsprojekten avanciert sind. Die 
derzeit geplanten Hochschulgesetz-Novellierungen, 
insbesondere in Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen, sind eine Reaktion auf diese Entwicklung. 
Sie verfolgen vor allem das Ziel, rechten Kräften – egal 
ob in elitär-konservativ oder neoliberaler Ausprägung 
– an Hochschulen und in Ministerien Wege zu eröffnen 
und widerborstige humanistische Ambitionen, die mit 
den Interessen der Rüstungsindustrie inkompatibel 
sind, einhegen zu können. Zeit, noch mehr über die 
Stränge zu schlagen!

Stefan Brackertz gehört zum Sprecher*innen-Team des 
Landesausschusses der Studentinnen und Studenten in 
der GEW Nordrhein-Westfalen und studiert Physik an der 
Universität zu Köln

Anmerkungen
1 �www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2016/2016 

1221-bundeskabinett-beschlie%C3%9Ft-strategiepapier-zur-staerkung-
der-zivilen-sicherheitsindustrie-in-deutschland.html

2 �Als Dual-use-Technologien werden Technologien bezeichnet, die sich 
sowohl zivil als auch militärisch nutzen lassen. Dual use wurde in den 
vergangenen Jahren oft von Gegner*innen von Zivilklauseln angeführt, 
um zu begründen, dass es zu Einschränkungen in der Entwicklung 
ziviler Technologie führe, wenn militärische Forschung verboten oder 
erschwert würde. Allerdings ist es seit den 1980er Jahren explizite 
Strategie der Bundesregierung, systematisch auf Dual use zu setzen. 
Dadurch soll einerseits Geld gespart werden. Andererseits sollen sich 
die Bereiche gegenseitig bei der Erschließung neuer Märkte helfen. Zur 
Vertiefung dieser Thematik ist das folgende Flugblatt sowie der Artikel, 
auf den in der nächsten Fußnote verwiesen wird, empfehlenswert: 
www.zivilklausel.uni-koeln.de/faltblatt_es-gaebe-genug.pdf.

3 �www.heise.de/newsticker/meldung/Bundesregierung-foerdert-den-
sicherheitsindustriellen-Komplex-3580830.html	

4 �www.rwth-aachen.de/cms/root/Die-RWTH/Aktuell/Pressemitteilun-
gen/September-2017/~oktv/Statement-der-RWTH-Aachen-zur-Mach-
barkei/

5 Rede der Ministerin Pfeiffer-Poensgen am 27.9.2017
6 �www.heise.de/tp/features/Jeder-in-Verteidigung-investierte-Euro-
rentiert-sich-1-6-fach-3528775.html

7 �gewstudisnrw.blogsport.de/2018/01/27/stellungnahmen-gegen-die-
studiengebuehrenplaene-der-landesregierung/

// Vor rund einem Jahr, im Dezember 2016, 
beschloss das ehemalige GroKo-Bundeskabi-
nett ein „Strategiepapier zur zivilen Sicherheits-
industrie“, das laut zugehöriger Pressemittei-
lung „zehn zentrale Handlungsfelder für den 
Erhalt und Ausbau der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Sicherheitsindus-
trie“ benennt.1 //

Das sechste Handlungsfeld trägt die Überschrift 
„Kompetenzen im zivilen Sicherheits- und im Vertei-
digungsbereich gemeinsam nutzen“ und endet mit 
zwei konkreten Vorhaben: „… die Zweckmäßigkeit der 
Verwendung von Zivilklauseln im Bankwesen, die eine 
Finanzierung sog. Dual-use-Technologien2 ausschließen, 
(zu) prüfen“ und „mit den Ländern, Forschungs- und 
Wissenschaftseinrichtungen sowie Hochschulen in 
einen ergebnisoffenen Dialog über die Verwendung 
von sog. Zivilklauseln (zu) treten“. 
Nach Einschätzung der Bundesregierung sind Zivilklau-
seln, also die Verpflichtungen auf rein zivile Ziele, eins 
von den zehn entscheidenden Hindernissen für „das 
Unterfangen, den sicherheitsindustriellen Komplex zu 
stärken“.3 Das zeigt somit auch: Zivilklauseln wirken. 
Und das gilt offenbar nicht nur für Zivilklauseln, die 
Rüstungsforschung explizit verbieten. So hat zum 
Beispiel die RWTH Aachen, die traditionell eng mit 
der Rüstungsindustrie zusammenarbeitet, vor kurzem 
eine Drittmittelkooperation abgebrochen, bei der es 
um eine Machbarkeitsstudie für ein Rüstungswerk in 
der Türkei ging. In der zugehörigen Pressemitteilung 
verweist die Hochschule auf die Friedensklausel im 
Hochschulgesetz von Nordrhein-Westfalen, die keine 
expliziten Verbote umfasst, den Hochschulen aber 
die Aufgabe gibt, zu Nachhaltigkeit, Demokratie und 
Frieden beizutragen: „Die RWTH fühlt sich nicht nur 
im Sinne der Gesetzgebung der friedlichen Forschung 
verpflichtet und betreibt keine Rüstungsforschung.“4

Liberale Sprachlosigkeit
Auch angesichts der Aufklärungsarbeit der Friedens-
bewegung, die sich innerhalb wie außerhalb der 
Hochschulen zunehmend wieder beimisst, richtungs-
gebend zu sein, ist es selbst Kräften, die das Interesse 
der Rüstungsindustrie verfolgen, nicht ohne weiteres 
möglich, solche Entscheidungen offen in Frage zu 
stellen. Stattdessen plant die schwarz-gelbe Landesre-
gierung in NRW die Streichung eben der Passage aus 
dem NRW-Hochschulgesetz, auf die sich die RWTH 
bezieht, weil sie lediglich eine „bürokratische (...) 

Friedensengagement wirkt

Die EU-Kommission legt mit einem  
„Europäischen Verteidigungs-Aktionsplan“ 
ein Konjunkturprogramm vor, um eine 
gemeinsame Verteidigungsindustrie zu 
fördern.
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Natürlich kannst du alles werden, 
mein Kind – außer Ärzt*in!
1972 legte das Bundesverfassungsgericht erstmalig 
in einem Grundsatzurteil Leitlinien für eine gerechte 
Vergabe der Studienplätze in begehrten Fächern 
wie Humanmedizin oder Pharmazie fest. Laut der 
Verfassungsrichter*innen sollte jede*r Bewerber*in 
die realistische Möglichkeit haben, einen Studien-
platz zu bekommen. Seither werden die Studien-
plätze in verschiedenen Quoten nach Abiturnote, 
Wartezeit und örtlichen Kriterien vergeben. Tat-
sächlich haben aber Studieninteressierte ohne die 
Abiturnote 1,0 kaum Chancen, in vertretbarer Zeit 
das gewünschte Studium aufzunehmen. Ein großer 
Teil der Bewerber*innen geht sogar leer aus und hat 
so nie die Möglichkeit, den eigenen Berufswunsch zu 
verwirklichen.

Anwesenheitspflicht – hin oder her?
Wenig wird an Hochschulen so verschieden gehandhabt 
wie die Frage der Anwesenheitspflicht. In zwei unter-
schiedlichen Fächern eingeschrieben zu sein genügt oft 
bereits, um dies zu merken. In manchen Fächern geht 
man auch mit Fieber ins Seminar, anderen Studiengän-
gen ist oft schon der mit der Anwesenheitskontrolle 
verbundene Verwaltungsaufwand zu hoch. Einige Bun-
desländer haben die Anwesenheitspflicht sogar ganz 
abgeschafft. Andere wiederum überlassen die Regelung 
ihren Hochschulen. Gegen eine solche Regelung hatte 
ein Student an der Universität Mannheim geklagt. In 
der Prüfungsordnung für Politikwissenschaft wurde 
Dozent*innen – ohne weitere Ausführung – freie Hand 
gegeben. Mit derartiger Rückendeckung kann eine 
rigide Anwesenheitspflicht als Teil der Seminarleistung 
festgelegt werden. Im Krankheitsfall ist dann auch ein 
ärztliches Attest wirkungslos.

Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim hat in 
seinem Urteilsspruch (Az.: 9 S 1145/16) der Klage 
Recht gegeben. Aber er tat dies nicht deshalb, 
weil die Richter die Anwesenheitspflicht generell 
für nichtig erklärten. Dem Verwaltungsgerichts-
hof war die Regelung der Universität nicht präzise 
genug. Rechtswidrig ist sie deshalb, weil sie etwa 
offen lässt, was im Krankheitsfall passiert. Das 
Urteil, dessen Begründung noch aussteht, gibt der 
Hochschule den Auftrag, in der Prüfungsordnung 
eine Präzisierung zu treffen. Je nachdem, wie diese 
Begründung ausfällt, könnten aber gängige Prakti-
ken an der Hochschule sehr wohl in Frage gestellt 
werden. Wie zuvor in der Schulzeit und auch in 
ihrem späteren Arbeitsleben haben auch Studieren-
den das Recht, sich im Krankheitsfall auskurieren zu 
können.

Die Auseinandersetzung um eine Befürwortung 
oder Ablehnung der Anwesenheitspflicht ist der 
wohl bekannteste Zankapfel der gegenwärtigen 
Studienreform. Ein kompetenzorientiertes Lernen, 
das sich an den Bildungswegen der Subjekte ori-
entiert – also auch die konkrete Lebenssituation 
der Studierenden berücksichtigt –, wird von einer 
Anwesenheitspflicht verunmöglicht. Viele Hoch-
schulen denken die Bologna-Reform jedoch in Form 
der Verwaltung von Creditpoints. Sie glauben, dass 
es ohne Anwesenheitspflicht nicht gehen kann. Die 
Urteilsbegründung des Verwaltungsgerichtshofs 
Mannheim könnte bundesweite Auswirkungen 
haben.

sl

Auch studentische  
Mitarbeiter*innen verdienen mehr 

Sie sind für den wissenschaftlichen Betrieb sowohl in 
Forschung als auch in der Lehre unersetzlich: Studen-
tische und wissenschaftliche Hilfskräfte an deutschen 
Universitäten, Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen erledigen Aufgaben, die für die Abläufe in den 
jeweiligen Institutionen essentiell sind. Trotzdem fällt 
für studentische Beschäftigte die Bezahlung so mager 

aus, dass sie bei den Mitarbeiter*innen ohne bisheri
gen Abschluss auf dem Niveau des Mindestlohns 
oder wenige Cents darüber liegt, bei Studierenden 
mit Bachelor-Abschluss um die 11 Euro – falls sich die 
Hochschulen an diese Regelungen halten.
Dass Studierende von diesem Lohn die immer teurer 
werdenden Mieten in den Student*innenstädten und 

sonstige Lebenshaltungskosten häufig nicht bezahlen 
können, müsste eigentlich allen Beteiligten klar sein. 
Dennoch konnte bisher erst ein einziger Tarifvertrag 
für studentische Beschäftigte erkämpft werden – in 
den 1980er Jahren in Berlin, der allerdings seitdem 
nur geringfügig angepasst wurde und somit nicht mal 
inflationsbereinigt ist. 
In Berlin laufen deshalb seit einiger Zeit Tarifausei-
nandersetzungen zwischen dem Land und der GEW 
und ver.di, die das Land allerdings kürzlich hat platzen 
lassen. Eine Kampagne der Gewerkschaften, die sich für 
die Erreichung eines sinnvollen Tarifvertrages einsetzt, 
hat unter anderem schon bewirkt, dass es zahlreiche 
neue Eintritte von Studierenden in die beiden Gewerk-
schaften und einige erfolgreiche Warnstreiks gab. An 
diesen neuen Mitgliedern und natürlich an allen, die in 
Zukunft noch dazukommen werden, wird sich zeigen, 
wie der Arbeitskampf mit dem Land Berlin ausgehen 
wird. Auch in anderen Städten und Bundesländern 
gibt es Initiativen von der GEW und engagierten 
Studierenden, die versuchen, die Arbeitssituation von 
Studentinnen und Studenten an den Universitäten und 
Hochschulen zu verbessern. 

aw

In ihrem neuesten Urteil zum Thema konstatieren 
die Verfassungshüter*innen nun, dass die aktuelle 
Vergabepraxis teilweise verfassungswidrig ist: Zum 
einen sorge das unterschiedliche Niveau der Abitur-
prüfungen in den Bundesländern und die auf sechs 
Wunschstudienorte begrenzte Ortspräferenz in der 
Bewerbung für Verzerrungen, zum anderen seien  
Wartezeiten von mehr als vier Jahren „dys-funktional“. 
Sicher wird sich nun einiges ändern, aber das Grundübel 
des Systems bleibt bestehen: Zu wenige Studienplätze 
bleiben zu wenige Studienplätze, auch wenn man sie 
anders verteilt! Das Urteil ist also kein großer Wurf.

bh

Aktuelle Infos zu den Streiks in Berlin: tvstud.berlin
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Studentische Beschäftigte der Berliner Hochschulen traten am 17.01.2018 in einen ganztägigen Warnstreik.

Fo
to

: C
hr

is
tia

n 
vo

n 
Po

le
nt

z/
tr

an
si

tf
ot

o.
de

7READ.ME – ZEITUNG FÜR STUDIERENDE



IMPRESSUM  
Herausgeber: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Hauptvorstand, Postfach 900409, 60444 Frankfurt am Main
Tel.: 069 78973-0, Fax: 069 78973-103  
E-Mail: info@gew.de, Internet: www.gew.de
Redaktion: Dr. Andreas Keller (verantwortlich), Dana Dülcke,  
Bernd Hahn (bh), Konstantin Korn, Sven Lehmann (sl), Katharina Lenuck,  
Philipp Möcklinghoff, Friederike Thole, Adrian Weiß (aw)
Lektorat: Andrea Vath
Gestaltung:  Werbeagentur Zimmermann GmbH, 60439 Frankfurt am Main
Druck: apm AG, Darmstadt
März 2018

Hochschule 4.0 – Universitäten 
der Zukunft
// Das Thema Digitalisierung ist allgegenwärtig. 
Unter den Begriffen „Arbeit 4.0“ und „Industrie 
4.0“ werden Prozesse zusammengefasst, in 
denen durch den Einsatz von neuen Technolo-
gien unvorhersehbare Folgen für alle Beteilig-
ten angestoßen werden. An Hochschulen sind 
nahezu alle Bereiche von der Digitalisierung 
betroffen – ob nun digitale Datenbanken zur 
Verwaltung von Seminarmaterialien, Noten 
oder das Angebot an Online-Seminaren. //

Online-Seminare werden als die Möglichkeit angese-
hen, die Hochschullehre stärker auf die individuellen 
Bedürfnisse von Studierenden abzustimmen. Durch 
Online-Seminare können die Angebote unter anderem 
flexibel von Studierenden mit pflegebedürftigen 
Angehörigen oder Kindern genutzt werden. Besonders 
das Hochschulforum für Digitalisierung  betont diese 
Vorteile und Möglichkeiten. Das Forum ist eine Lobby-
organisation, die vom Stifterverband der Deutschen 
Wissenschaft, dem Centrum für Hochschulentwicklung 
(CHE)  und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
im Jahr 2014 ins Leben gerufen wurde. Nach eigenen 
Angaben unterstützt es „Hochschulen bei der stra-
tegischen Verankerung der Digitalisierung sowie der 
Nutzung in der Lehre und entwickelt gemeinsam mit 
ihnen zukunftsweisende Szenarien für Hochschulen in 
der digitalen Welt“.

Qualitätsverluste in der Lehre?
Den Empfehlungen des Hochschulforums folgend, 
forderte im Juli 2017 die Staatssekretärin im Bun-
desministerium für Bildung und Forschung, Cornelia 
Quennet-Thielen, digitale Lehrformate neben der 
Präsenzlehre bei den Zulassungskapazitäten zu berück-
sichtigen. Langfristig sollen traditionelle Lehrformate 
durch digitale ersetzt werden. Ohne richtige Ausge-
staltung könnte dies dazu führen, dass immer weniger 
Lehrende für immer mehr Studierende zuständig sind. 
Unberücksichtigt bleiben Forschungsergebnisse, dass 
die Abbruchquoten in digitalen Seminaren ungleich 

höher sind als in Präsenz-
lehrangeboten. Hinzu 
kommt, dass durch digitale 
Lehrformate bestehende 
Exklusionsmechanismen eher 
verstärkt werden und daher 
besonders Kinder aus soge-
nannten bildungsaffinen El-
ternhäusern davon profitieren, 
da sie weniger Unterstützung 
durch Lehrende brauchen. Zu 
befürchten sind Tendenzen, in 
denen unter dem Deckmantel 
der Digitalisierung Geld auf 
Kosten der Qualität der Lehre 
und der sozialen Durchlässigkeit 
der Hochschulen eingespart wird. 
Damit würden Studienbedingun-
gen nicht nur schlechter, sondern 
sogar ungleicher werden.

Digitalisierung nur mit uns!
Die ehemalige Arbeitsministerin 
Andrea Nahles hat mit dem Projekt 
„Arbeit 4.0“ versucht, einen Dialog 
zwischen Wissenschaftler*innen, Zi-
vilgesellschaft, Sozialpartner*innen 
und Politiker*innen über die Zukunft 
unserer Arbeitsgesellschaft in Gang 
zu bringen. Es kann sicherlich darüber gestritten 
werden, ob und inwiefern die frühere Bundesregie-
rung einen Prozess angestoßen hat, der gerade für 
Arbeitnehmer*innen einen langfristigen positiven 
Effekt haben wird. Trotzdem ist die Idee, relevante 
Akteure – und dazu gehören auch Studierende – und 
Expert*innen zusammenzubringen, ein Ansatz, der 
auch für Hochschulen wünschenswert ist. Denn ob-
wohl durch den Einsatz von digitalen Medien die zum 
Teil katastrophalen Studienbedingungen in überfüllten 
Hörsälen – um nur einen Punkt zu nennen – kaum zu 
verbessern sind, ist inzwischen wohl klar, dass sich 

Neue Formen des akademischen Lehrens und Lernens

Hochschulen der Digitalisierung nicht versperren kön-
nen. Damit aber die Diskussion von Lobbyverbänden 
und Hochschulleitungen nicht länger an Studierenden 
vorbei geführt wird, müssen wir uns aktiv in den Pro-
zess einbringen. Eine demokratische und sozial durch-
lässige Hochschule kann auch mit der Digitalisierung 
Realität werden. 

Katharina Lenuck ist Sprecherin des Bundesausschusses  
der Studentinnen und Studenten in der GEW
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Mitglied werden lohnt sich
In der GEW wollen wir im Austausch mit Studieren-
den und Beschäftigten neue bildungspolitische Per-
spektiven entwickeln. Außerdem bietet dir die GEW 
Rat bei Fragen zum BAföG, Nebenjob, Praktikum 
und Berufseinstieg. 
Neben den Hochschulgruppen vor Ort gibt es in den 
Landesverbänden die Landesauschüsse der Studen-
tinnen und Studenten (LASS). Dort treffen sich die 
Aktiven auf Landesebene, um sich auszutauschen 
und ihre Arbeit vor Ort zu koordinieren.
Darüber hinaus kommen die Vertreter*innen der 
Landesausschüsse regelmäßig im entsprechenden 
Bundesausschuss der Studentinnen und Studenten 
(BASS) zusammen.

Studierende in der GEW
// In der Hochschulpolitik läuft vieles schief – 
überfüllte Hörsäle, Mager-BAföG und Bologna-
Stress. Deswegen stellen wir die Forderung 
nach guter Bildung für alle! Damit Lehre und 
Forschung ihrer gesamtgesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden, setzen wir uns 
für eine soziale Öffnung und verbesserte 
personelle Ausstattung der Hochschulen ein. //

Wir stehen für … 
• �einen freien Zugang zum Studium – gegen eine  

Auslese von Eliten!
• �unbelastete Ausbildungsjahre – gegen offene und 

versteckte Studiengebühren!
• �ein starkes BAföG – gegen den Leistungsdruck durch 

Lohnarbeit und Studium!
• �ausfinanzierte Hochschulen – gegen Lehre und  

Forschung am Tropf!
• �wissenschaftlichen Weitblick – gegen das Diktat 

ökonomischer Verwertungsinteressen!
• �demokratische Mitbestimmung – gegen Amtswillkür 

an Hochschulen!
• �Gleichstellung und familienfreundliche Hochschulen 

– alle Studierenden gleichermaßen fördern!

• �ein Masterstudium für alle – gegen Beschränkungen 
im Bildungssystem! 

• �Wissenschaft in gesellschaftlicher Verantwortung 
– gegen Antisemitismus, Rassismus, Sexismus und 
Kapitalismus!

Wir sind keine Sachmittel
Ohne studentische „Hilfskräfte“ läuft nichts an den 
Hochschulen. In Bibliotheken, Tutorien und Forschung 
setzt man auf uns. Und wer gute Arbeit leistet, muss 
auch gut bezahlt werden. Trotzdem werden wir im Etat 
der Hochschulen als Sachmittel gelistet und erfahren 
keine gerechte Entlohnung. 
Wir kämpfen für tarifvertragliche Regelungen und Ent-
fristungen – und das an allen Hochschulen!
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